
Gründen, ohne Rücksicht darauf, ob sie das nationale Recht des 
Landes, in welchem die Handlung begangen worden ist, verleben,

d) Zugehörigkeit zu gewissen Kategorien von Verbrechervereinigungen 
oder Organisationen, deren verbrecherischer Charakter vom Inter­
nationalen Militärgerichtshof festgestellt worden ist.

2. Ohne Rücksicht auf seine Staatsangehörigkeit oder die Eigenschaft, in 
der er handelte, wird eines Verbrechens nach Maßgabe von Ziffer 1 
dieses Artikels für schuldig erachtet, wer

a) als Täter oder
b) als Beihelfer bei der Begehung eines solchen Verbrechens mitgewirkt 

oder es befohlen oder angestiftet oder
c) durch seine Zustimmung daran teilgenommen hat oder
d) mit seiner Planung oder Ausführung in Zusammenhang gestanden 

hat oder
e) einer Organisation oder Vereinigung angehört hat, die mit seiner 

Ausführung in Zusammenhang stand, oder
f) soweit Ziffer 1 a) in Betracht kommt, wer in Deutschland oder in 

einem mit Deutschland verbündeten, an seiner Seite kämpfenden 
oder Deutschland Gefolgschaft leistenden Lande eine gehobene poli­
tische, staatliche oder militärische Stellung (einschließlich einer Stel­
lung im Generalstab) oder eine solche im finanziellen, industriellen 
oder wirtschaftlichen Leben innegehabt hat.

3. Wer eines der vorstehend aufgeführten Verbrechen für schuldig be­
funden und deswegen verurteilt worden ist, kann mit der Strafe belegt 
werden, die das Gericht als gerecht bestimmt. Die folgenden Strafen 
können — allein oder nebeneinander — verhängt werden:
a) Todesstrafe,
b) lebenslängliche oder zeitlich begrenzte Freiheitsstrafe mit oder ohne 

Zwangsarbeit,
c) Geldstrafe und, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit, Freiheitsstrafe 

mit oder ohne Zwangsarbeit,
d) Vermögenseinziehung,
e) Rückgabe unrechtmäßig erworbenen Vermögens,
f) völlige oder teilweise Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte.

Vermögen, dessen Einziehung oder Rückgabe von dem Gerichtshof 
angeordnet worden ist, wird dem Kontrollrat für Deutschland zwecks 
weiterer Verfügung ausgehändigt.

4. a) Die Tatsache, daß jemand eine amtliche Stellung eingenommen hat,
sei es die eines Staatsoberhauptes oder eines verantwortlichen Regie­
rungsbeamten, befreit ihn nicht von der Verantwortlichkeit für ein 
Verbrechen und ist kein Strafmilderungsgrund.

b) Die Tatsache, daß jemand unter dem Befehl seiner Regierung oder 
seines Vorgesehen gehandelt hat, befreit ihn nicht von der Verant­
wortlichkeit für ein Verbrechen; sie kann aber als strafmildernd 
berücksichtigt werden.
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